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Wegen kartellrechtswidriger App-Store-Vorschriften für Musikstreaming-Anbieter hat die Europäische Kommission gegen Apple

eine Geldbuße in Höhe von über 1,8 Mrd. Euro verhängt (vgl. PM der Europäischen Kommission – Vertretung in Deutschland –

vom 4.3.2024).Margrethe Vestager, Exekutiv-Vizepräsidentin und zuständig für Wettbewerbspolitik, erklärte: „Apple hat ein Jahr-

zehnt lang seine beherrschende Stellung auf demMarkt für den Vertrieb von Musikstreaming-Apps über seinen App Store miss-

braucht. Dazu wurden die Möglichkeiten von Entwicklern, Verbraucher über alternative, billigere Musikdienste, die außerhalb

des Apple-Universums verfügbar sind, zu informieren, beschränkt. Eine solche Vorgehensweise verstößt gegen die EU-Kartellvor-

schriften, und deshalb verhängen wir heute eine Geldbuße in Höhe von 1,8 Milliarden Euro gegen Apple.“ Insbesondere stellte

die Kommission fest, dass Apple App-Entwicklern Beschränkungen auferlegte, die sie daran hinderten, iOS-Nutzer über alterna-

tive und billigere Musikabonnements außerhalb der App zu informieren. Das verstoße gegen das EU-Kartellrecht. Apple sei der-

zeit der einzige Anbieter eines App Stores, in dem Entwickler ihre Anwendungen an iOS-Nutzer im gesamten EuropäischenWirt-

schaftsraum (EWR) vertreiben können. Apple kontrolliere alle Aspekte der iOS-Nutzererfahrung und legt die Geschäftsbedingun-

gen fest, die Entwickler einhalten müssen, wenn sie im App Store präsent sein und iOS-Nutzer im EWR erreichen möchten. Die

Kommission befindet in ihrem Beschluss vom 4.3.2024, dass die in Rede stehenden Bestimmungen von Apple unlautere Han-

delsbedingungen darstellen und gegen Art. 102 Buchst. a AEUV verstoßen. Die Bestimmungen seien weder notwendig noch

angemessen, um die geschäftlichen Interessen von Apple in Bezug auf den App Store auf intelligenten mobilen Apple-Geräten

zu schützen. Sie wirkten sich nachteilig für die iOS-Nutzer aus, da sie fundierte und effiziente Entscheidungen darüber verhin-

dern, wo und wie die Nutzer Musikstreaming-Abonnements für ihr Gerät erwerben wollen. Die Kommission ist zu dem Schluss

gelangt, dass der Gesamtbetrag der Geldbuße von rund 1,8 Mrd. Euro in einem angemessenen Verhältnis zu den weltweiten

Einnahmen von Apple steht und zu Abschreckungszwecken erforderlich sei.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
BGH: Extreme Durable

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-

den zur Auslegung von Art. 10 Abs. 3 Buchst. b

der Richtlinie (EU) 2015/2436 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 16. Dezember

2015 zur Angleichung der Rechtsvorschriften

der Mitgliedstaaten über die Marken (ABl. L 336

vom 23. Dezember 2015, S. 1) folgende Fragen

zur Vorabentscheidung vorgelegt:

1. Kann es der Inhaber einer nationalen Mar-

ke gemäß Art. 10 Abs. 3 Buchst. b der Richt-

linie (EU) 2015/2436 verbieten lassen, dass

eine Person im Ausland markenverletzende

Ware zu dem Zweck besitzt, die Ware im

Schutzland anzubieten oder in den Verkehr zu

bringen?

2. Kommt es für den Begriff des Besitzes im

Sinne von Art. 10 Abs. 3 Buchst. b der Richtlinie

(EU) 2015/2436 auf eine tatsächliche Zugriffs-

möglichkeit auf markenverletzende Ware an

oder reicht die Möglichkeit aus, auf denjenigen

einwirken zu können, der den tatsächlichen Zu-

griff auf diese Ware hat?

BGH, Beschluss vom 23.1.2024 – I ZR 205/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-577-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Vollstreckbarerklärung eines ausländi-

schen Schiedsspruchs – Einwand eines An-

erkennungsversagungsgrunds i. S. d. Art. V

Abs. 1 UNÜ

a) Dem im Verfahren auf Vollstreckbarerklärung

eines ausländischen Schiedsspruchs erhobenen

Einwand eines Anerkennungsversagungsgrunds

im Sinne des Art. V Abs. 1 UNÜ steht nicht ent-

gegen, dass im Erlassstaat gegen den Schieds-

spruch kein befristetes Rechtsmittel eingelegt

wurde (Weiterführung von BGH, Beschluss vom

16. Dezember 2010 – III ZB 100/09, BGHZ 188, 1

[juris Rn. 9 bis 16] [BB 2011, 336]).

b) Der Überprüfung des Schiedsspruchs auf seine

materielle Richtigkeit durch das staatlicheGericht

steht das grundsätzliche Verbot der révision au

fond entgegen. Eine unrichtige Rechtsanwen-

dung ist für sich allein kein Grund, die Anerken-

nung und Vollstreckbarerklärung eines Schieds-

spruchs zu verweigern. Dem staatlichen Gericht

ist regelmäßig auch die Nachprüfung der vom

Schiedsgericht vorgenommenen Beweiswürdi-

gung untersagt.

BGH, Beschluss vom 21.12.2023 – I ZB 37/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-577-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Verwehrung einer Berufung auf feh-

lende Eintragung einer eintragungspflichti-

gen Tatsache eines Dritten

a) Die Berufung auf die fehlende Eintragung ei-

ner eintragungspflichtigen Tatsache ist dem

Dritten gemäß § 15 Abs. 1 HGB nur dann ver-

wehrt, wenn er positive Kenntnis von der einzu-

tragenden Tatsache hat; ein Kennenmüssen oder

eine grob fahrlässige Unkenntnis genügen dem-

gegenüber nicht.

b) Die Grundsätze des Missbrauchs der Vertre-

tungsmacht gelten auch im Anwendungsbe-

reich des Rechtsscheintatbestands des § 15

Abs. 1 HGB.

BGH, Urteil vom 9.1.2024 – II ZR 220/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-577-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Bauträgervertrag und Verjährung des

einheitlichen Vergütungsanspruchs

Verpflichtet sich der Veräußerer eines Grund-

stücksanteils in einem Bauträgervertrag zur Er-

richtung einer Eigentumswohnung, verjährt sein

einheitlich für Grundstücksanteil und Eigentums-

wohnung vereinbarter Vergütungsanspruch ge-

mäß § 196 BGB in zehn Jahren.

BGH, Urteil vom 7.12.2023 – VII ZR 231/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-577-4

unterwww.betriebs-berater.de

 Die Entscheidung wird demnächst mit einem

Kommentar von Wünsche veröffentlicht.

BGH:Zulassungder RevisionderHannover96

ManagementGmbH

Der u. a. für das Gesellschaftsrecht zuständige

II. Zivilsenat des BGH hat die Revision der Hanno-

ver 96 Management GmbH gegen die Entschei-

dung desOLGCelle vom4.4.2023 zugelassen. Der

Rechtsstreit um die Wirksamkeit der Abberufung

vonMartin Kind als Geschäftsführer der Hannover

96ManagementGmbHwirddamit fortgesetzt.

Alleingesellschafter der beklagten Hannover 96

Management GmbH ist der Hannoverscher Sport-

verein von 1896 e. V. Der KlägerMartin Kind ist im

Handelsregister als Geschäftsführer der Beklagten

eingetragen. Die Beklagte ist persönlich haftende

Gesellschafterin der Hannover 96 GmbH & Co.

KGaA, die die am Spielbetrieb der 2. Fußballbun-

desliga teilnehmende Fußballmannschaft Hanno-

ver96unterhält. KommanditaktionärinderHanno-

ver96GmbH&Co.KGaAistdieHannover96Sales&

Service GmbH & Co. KG. Nach der Satzung der Be-

klagten ist ihr Aufsichtsrat für die Bestellung und

Abberufung der Geschäftsführer zuständig. In ei-
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